
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE AsylGH Erkenntnis 2008/10/23
D12 244200-0/2008

 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 23.10.2008

Spruch

D12 244200-0/2008/17E

 

ERKENNTNIS

 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Auttrit als Vorsitzenden und den Richter Dr. Dajani als Beisitzer über

die Beschwerde des G. alias W., geb. 00.00.1988, StA. Ukraine alias Weißrussland, gegen den Bescheid des

Bundesasylamtes vom 06.11.2003, FZ. 03 15.448-BAT, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

 

In Erledigung der Beschwerde wird der bekämpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemäß § 66 Abs. 2 AVG

zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurückverwiesen.

Text

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e:

 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

 

Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger der Ukraine, stellte am 29.05.2003 unter dem Namen G.A. einen

Asylantrag und gab an, Staatsangehöriger von Weißrussland zu sein und in G., Weißrussland, geboren zu sein. Am

27.08.2003 wurde der Beschwerdeführer vom Bundesasylamt, Außenstelle Eisenstadt im Beisein eines geeigneten

Dolmetschers für die russische Sprache vor dem zur Entscheidung berufenen Organwalter des Bundesasylamtes zu

seinen Fluchtgründen niederschriftlich einvernommen.

 

Sein damaliges Vorbringen wurde im Bescheid des Bundesasylamtes, Außenstelle Eisenstadt, vom 06.11.2003, FZ. 03

15.448-BAT, richtig und vollständig wiedergegeben, sodass der diesbezügliche Teil des erstinstanzlichen Bescheides

auch zum Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses erhoben wird.

 

Das Bundesasylamt hat den Asylantrag des Beschwerdeführers mit Bescheid vom 06.11.2003, FZ. 03 15.448-BAT,

gemäß § 7 AsylG abgewiesen und festgestellt, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des
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Asylwerbers nach Weißrussland gemäß § 8 AsylG zulässig sei.

 

Gegen diesen am 10.11.2003 zugestellten Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 17.11.2003 durch den gesetzlichen

Vertreter des damals minderjährigen Beschwerdeführers fristgerecht Berufung erhoben. In der Begründung

wiederholte der Beschwerdeführer im Wesentlichen seine schon vor dem Bundesasylamt gemachten Angaben und

führte darüber hinaus aus, die in der Begründung des Bescheides angeführten Feststellungen über die Situation in

Weißrussland erschienen kaum mehr ausreichend aktuell und zudem keinesfalls eine umfassende und objektive

Darstellung zu sein. Hierzu wurde zur Situation der Menschenrechte allgemein auf die "über die Accord-Datenbank

ecoi.net stets aktualisierten und zusätzlich unter ¿Themenpapier Weißrussland' besonders strukturiert geordneten

Herkunftsländerberichte" verwiesen.

 

Zudem stehe einer negativen Entscheidung über den Antrag jedenfalls die UN-Kinderrechtskonvention entgegen. Eine

Rückführung des Beschwerdeführers in eines der ärmsten Länder Europas, ohne dass die dortigen

Anknüpfungspunkte und die Fragen wer dort für seinen überlebensnotwendigen Lebensbedarf aufkomme, abgeklärt

sind, sei in keinster Weise mit dem Kindeswohl in Einklang zu bringen und habe sich das Bundesasylamt auch nicht mit

dieser Frage auseinander gesetzt. Aus dieser Gesamtsicht ergebe sich der Schluss, dass nicht auszuschließen sei, dass

der Beschwerdeführer in seiner Heimat Verfolgung im Konventionssinn zu gewärtigen habe.

 

Mit Schreiben vom 09.03.2007 legte der Beschwerdeführer eine Berufungsergänzung vor, in welcher er angab, dass

sein richtiger Name W.A. und er ukrainischer Staatsangehöriger und jüdischen Religionsbekenntnisses sei. Seinem

Schreiben legte er Kopien einer Bestätigung der israelitischen Kultusgemeinde Wien über seine dortige Mitgliedschaft,

seiner Geburtsurkunde, der Sterbeurkunde seiner Mutter, eines ukrainischen Schülerausweises, eines ukrainischen

Mittelschulzeugnisses, eines Externistenprüfungszeugnisses der ÖJentlichen Hauptschule, sowie mehrere

Bestätigungen über die Absolvierung von Deutschkursen bei. Des weiteren legte der Beschwerdeführer die Kopie einer

Anfragebeantwortung von Accord vom 22.06.2006 zur Situation der Juden in der Ukraine sowie einen Internet-

Ausdruck eines Berichtes aus dem Jahr 2005 des Euro-Asian Jewish Congress vom 22.06.2006 bei.

 

In seiner Berufungsergänzung führte er aus, er sei im Alter von 15 Jahren nach Österreich gekommen und habe nicht

gewusst, was ihn hier erwarte. Er habe Angst gehabt, auch hier als Jude verfolgt zu werden. Der Schlepper habe ihm

geraten, einen falschen Namen anzugeben, damit er nicht zurückgeschickt werde. Er habe erst jetzt Vertrauen in die

österreichischen Behörden erlangt und wolle daher seine wahre Identität angeben.

 

Zu seinen Fluchtgründen führte der Beschwerdeführer kurz zusammengefasst aus, er sei in seiner Heimat

diskriminiert worden und ständigem psychischen sowie auch physischem Druck ausgesetzt gewesen, da er Jude sei. Er

habe fünf Mal die Schule wechseln müssen und sei auch einmal im Jahr 1997 von Schulkollegen zusammengeschlagen

und schwer verletzt worden, zudem sei er Psychoterror sowie Gewalttaten ausgesetzt gewesen. Als seine Mutter

Anzeige erstattet habe, sei ihr empfohlen worden, die Anzeige zurückzuziehen. Nach dem Tod seiner Mutter sei er zu

einer Freundin seiner Mutter und deren Sohn gezogen, auch dort sei es jedoch Ende April 2003 zu einem ÜbergriJ

durch Mitschüler gekommen, welcher ihn zur Flucht veranlasst habe.

 

Aufgrund der Abwesenheit des Beschwerdeführers wurde das Verfahren vom Unabhängigen Bundesasylamt, der

damals zuständigen Berufungsbehörde, am 05.10.2007 eingestellt.

 

Am 25.10.2007 wurde der Beschwerdeführer unter dem Namen A. alias G. gemäß der Verordnung (EG) Nr. 343/2003

des Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der

für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrages zuständig ist,
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aus Island nach Österreich rücküberstellt und das Verfahren fortgesetzt.

 

II. Der Asylgerichtshof hat dazu erwogen:

 

Mit 01.07.2008 hat der Gesetzgeber den Asylgerichtshof als unabhängige Kontrollinstanz in Asylsachen eingerichtet.

Die maßgeblichen verfassungsmäßigen Bestimmungen bezüglich der Einrichtung des Asylgerichtshofes beOnden sich

in den Art. 129c J. B-VG. Gemäß Art. 151 Abs. 39 Z. 1 B-VG wird mit 01.07.2008 der bisherige unabhängige

Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof. Laut Z. 4 leg. cit. sind am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat

anhängige Verfahren vom Asylgerichtshof weiterzuführen.

 

Gemäß § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt

das Bundesgesetz über den unabhängigen Bundesasylsenat - UBASG, BGBl. I Nr. 77/1997, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBl. I. Nr. 100/2005, außer Kraft.

 

Gemäß § 23 AsylGHG sind - soweit sich aus dem B-VG, dem AsylG und dem VwGG nicht anderes ergibt - auf das

Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die

Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

 

Gemäß § 75 Abs. 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005, sind alle am 31.12.2005 anhängigen Verfahren nach den

Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen.

 

Gemäß § 75 Abs. 7 AsylG 2005 sind am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren vom

Asylgerichtshof nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen weiterzuführen:

 

Mitglieder des unabhängigen Bundesasylsenates, die zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannt worden sind, haben

alle bei ihnen anhängige Verfahren, in denen bereits eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, als Einzelrichter

weiterzuführen.

 

Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine mündliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, sind von

dem nach der ersten Geschäftsverteilung des Asylgerichtshofes zuständigen Senat weiterzuführen.

 

Verfahren gegen abweisende Bescheide, die von nicht zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannten Mitgliedern des

unabhängigen Bundesasylsenates geführt wurden, sind nach Maßgabe der ersten Geschäftsverteilung des

Asylgerichtshofes vom zuständigen Senat weiterzuführen.

 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein Rechtsmittelverfahren gegen einen abweisenden Bescheid. Daher ist das

gegenständliche Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 76/1997, idF BGBl. I Nr.

101/2003 (AsylG) unter Beachtung der Bezug habenden Übergangsbestimmungen von dem nach Maßgabe der ersten

Geschäftsverteilung zuständigen Senat zu führen.

 

Gemäß § 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehörde, da der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die

Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen

Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine

im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurückverweisen.
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Gemäß Abs. 3 leg. cit. kann die Berufungsbehörde jedoch die mündliche Verhandlung und unmittelbare

Beweisaufnahme auch selbst durchführen, wenn hiemit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.

 

Bezüglich der Anwendbarkeit des § 66 Abs. 2 AVG (außerhalb des abgekürzten Berufungsverfahrens) hat der

Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21.11.2002, Zl. 2002/20/0315, zum Verfahren vor dem Unabhängigen

Bundesasylsenat, ausgeführt, dass der Spielraum dafür - im Vergleich zu sonstigen Berufungsverfahren nach dem AVG

- bei einem unabhängigen Verwaltungssenat eher geringer und jedenfalls nicht größer sei. Eine generelle

Unzulässigkeit der Anwendung des § 66 Abs. 2 AVG wurde damit nicht zum Ausdruck gebracht. Weiters wird darin

ausgeführt, dass die Berufungsbehörde eine kassatorische Entscheidung nicht bei jeder Ergänzungsbedürftigkeit des

Sachverhalts, sondern nur dann treJen darf, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die

Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehörde hat

dabei zunächst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der Ergänzungsbedürftigkeit des ihr

vorliegenden Sachverhaltes die Durchführung einer mündlichen Verhandlung als "unvermeidlich erscheint". Für die

Frage der Unvermeidlichkeit einer mündlichen Verhandlung im Sinne des § 66 Abs. 2 AVG ist es aber unerheblich, ob

eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung erforderlich ist (vgl. etwa das Erkenntnis vom

14.03.2001, Zl. 2000/08/0200; zum BegriJ "mündliche Verhandlung" im Sinne des § 66 Abs. 2 AVG siehe auch

Erkenntnis vom 21.11.2002, Zl. 2000/20/0084).

 

Bezüglich der Gesetzmäßigkeit der Ermessensausübung im Sinne des § 66 Abs. 2 AVG hat der VwGH ausgeführt, dass

der Gesetzgeber in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch die Gerichtshöfe

des öJentlichen Rechts) eingerichtet hat, wobei dem Unabhängigen Bundesasylsenat die Rolle einer "obersten

Berufungsbehörde" zukommt (Art. 129c Abs. 1 B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den

gesamten für die Entscheidung über den Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln, und es ist gemäß § 27 Abs. 1

AsylG grundsätzlich verpQichtet, den Asylwerber dazu persönlich zu vernehmen. Diese Anordnungen des Gesetzgebers

würden aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens eines Ermittlungsverfahrens in erster Instanz zu einer

Verlagerung nahezu des gesamten Verfahrens vor die Berufungsbehörde käme und die Einrichtung von zwei

Entscheidungsinstanzen damit zur bloßen Formsache würde. Es ist nicht im Sinne des Gesetzgebers, wenn die

Berufungsbehörde, statt ihre "umfassende" Kontrollbefugnis wahrnehmen zu können, jene Behörde ist, die erstmals

den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und einer Beurteilung unterzieht (vgl. VwGH vom 21.11.2002, Zl.

2002/20/0315; VwGH vom 12.12.2002, Zl. 2000/20/0236 sowie VwGH vom 21.11.2002, Zl. 2000/20/0020).

 

Dieser Gesichtspunkt ist nach AuJassung des Verwaltungsgerichtshofes - freilich immer unter ausreichender

Bedachtnahme auf das Interesse der Partei an einer raschen Erledigung des Asylverfahrens - bei der

Ermessensausübung nach § 66 Abs. 2 und 3 AVG auch einzubeziehen. Unter dem Blickwinkel einer Kostenersparnis für

die Partei ist dabei vor allem auch zu beachten, dass die Vernehmung vor dem Bundesasylamt dezentral durch die

Außenstellen in den Bundesländern erfolgt, während der Unabhängige Bundesasylsenat - anders als bei den

unabhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern, für die vergleichbares auf Landesebene gilt - als zentrale

Bundesbehörde in Wien eingerichtet ist (vgl. VwGH vom 21.11.2002, Zl. 2000/20/0084).

 

Bei der Abwägung der für und gegen eine Entscheidung gemäß § 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss

nämlich auch berücksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur möglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner

Qualität hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zum Unabhängigen Bundesasylsenat und somit zu

einer gerichtsähnlichen, unparteilichen und unabhängigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen

Asylverfahrens führt (vgl. VwGH vom 16.04.2002, Zl. 99/20/0430). Die dem Unabhängigen Bundesasylsenat in dieser

Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer "obersten Berufungsbehörde" (Art. 129c Abs. 1 B-VG)
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wird aber ausgehöhlt und die Einräumung eines Instanzenzuges zur bloßen Formsache degradiert, wenn sich das

Asylverfahren einem erstinstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehörde nähert, weil es das Bundesasylamt

ablehnt, auf das Vorbringen des Asylwerbers sachgerecht einzugehen (vgl. VwGH vom 21.11.2002, Zl. 2000/20/0020).

 

Der Verfassungsgesetzgeber hat nunmehr den Unabhängigen Bundesasylsenat durch den Asylgerichtshof als

nachprüfendes gerichtsförmiges Kontrollorgan mit umfassender Kontrollbefugnis ersetzt. Bereits aufgrund der

genannten Bestimmungen des B-VG und der in ihnen erkennbar vom Verfassungsgesetzgeber vorgesehenen

Kontinuität ergibt sich, dass der Asylgerichtshof die Funktion des Unabhängigen Bundesasylsenates vollständig

übernimmt. Die oben genannten Kriterien, die der Verwaltungsgerichtshof für die Anwendung des § 66 Abs. 2 AVG im

Asylverfahren aufgestellt hat, müssen sohin auch für das vor dem Asylgerichtshof zu führende Verfahren gelten,

welcher als Nachfolger des Unabhängigen Bundesasylsenat über Bescheide der Verwaltungsbehörden in Asylsachen

erkennt und somit eine überprüfende Funktion wahrnimmt. Auch für das Verfahren vor dem Asylgerichtshof bleibt

sohin festzuhalten, dass die Funktion des Asylgerichtshofes als Kontrollorgan ausgehöhlt würde und die Einrichtung

des nunmehr vorgesehenen Verfahrenszuges an den Asylgerichtshof zur Formsache würde, wenn das notwendige

Ermittlungsverfahren vollständig vor den Asylgerichthof verlagert würde, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das

Vorbringen des Asylwerbers sachgerecht einzugehen.

 

Im konkreten Fall stellt sich die Lage nun so dar, dass es das Bundesasylamt zunächst unterlassen hat, hinreichend

umfassende Ermittlungen zur allgemeinen Lage im angegebenen Herkunftsstaat - nämlich Weißrussland - anzustellen

und seiner Beweiswürdigung zugrunde zu legen. Die Feststellungen des Bundesasylamtes zur Situation in

Weißrussland beschränken sich auf zwei Zeilen, in denen lediglich festgestellt wird, dass die wirtschaftliche Lage in

Weißrussland triste sei und eine Vielzahl der Bewohner des Landes in Armut lebe, und lassen keinen Rückschluss zu,

auf welchen Quellen sie beruhen (vgl S. 41 des angefochtenen Bescheides). Dem Beschwerdeführer wurde in diesem

Zusammenhang auch das Parteiengehör versagt, da ihm die Ansichten des Bundesasylamtes zur Situation in

Weißrussland nicht zur Kenntnis gebracht wurden und ihm Gelegenheit gegeben worden wäre, hierzu Stellung zu

nehmen.

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 19.4.2001, Zl. 99/20/0301, ausgeführt, dass zur Abgrenzung

einer konkreten, von einem Asylwerber vorgebrachten Fluchtgeschichte zur allgemeinen Situation im Herkunftsstaat

eine - je nach Fall unterschiedlich detaillierte - Ermittlung der allgemeinen Situation im Herkunftsstaat notwendig sei.

Darüber hinaus erweise sich die Ermittlung dieser Situation auch im Bereich der Feststellung nach § 8 AsylG 1997 iVm §

57 FrG 1997 als unentbehrlich, stelle sie doch den Hintergrund für die Beurteilung der Zulässigkeit einer der dort

genannten Rückbringungsmaßnahmen dar.

 

Darüber hinaus hat der Beschwerdeführer nunmehr in seiner Berufungsergänzung Dokumente zum Nachweis seiner

Herkunft und seines Glaubenbekenntnisses vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass der Beschwerdeführer nicht, wie

ursprünglich angegeben, Staatsangehöriger von Weißrussland sondern der Ukraine sei, und der jüdischen

Glaubensgemeinschaft angehöre. Des Weiteren hat der Beschwerdeführer zur Untermauerung seines

Fluchtvorbringens auch genaue Angaben zu den Schulen, welche er besucht habe, und zu jenen Personen, von deren

Seite er ÜbergriJen ausgesetzt war, gemacht sowie Namen und Adresse seines Freundes und dessen Mutter, bei

welchen er zuletzt gelebt habe, angegeben. Es sind daher einerseits Feststellungen zum Herkunftsstaat des

Beschwerdeführers zu treJen und ist andererseits das Vorbringen des Beschwerdeführers zu seinen Fluchtgründen in

Hinblick auf den nunmehr behaupteten Herkunftsstaat Ukraine zu prüfen.

 

Im fortgesetzten Verfahren wird das Bundesasylamt daher zum einen den Beschwerdeführer zu seinen Fluchtgründen

sowie zu allfälligen Rückführungshindernissen in Hinblick auf den Herkunftsstaat Ukraine befragen und seine

Ermittlungsergebnisse einem neuerlichen Bescheid zugrunde legen müssen. Dazu wird das Bundesasylamt die vom

Beschwerdeführer vorgebrachten Beweisanbote zu berücksichtigen haben und notwendige Ermittlungen im
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Herkunftsstaat hinsichtlich einer vollständigen Ermittlung des tatsächlichen Sachverhaltes anzustellen haben. Zum

anderen wird das Bundesasylamt umfassende und aktuelle Feststellungen zur allgemeinen Situation im Herkunftsstaat

sowie insbesondere zur Lage der jüdischen Minderheit zu treffen haben.

 

Anschließend sind diese Ermittlungsergebnisse dem Beschwerdeführer im Rahmen einer weiteren Einvernahme

gemäß § 45 Abs. 3 AVG vorzuhalten und ihm die Möglichkeit zu geben, dazu Stellung zu nehmen.

 

Da im konkreten Fall sohin zunächst der entscheidungsmaßgebliche Sachverhalt vom Bundesasylamt im Zeitpunkt der

Entscheidung mangelhaft ermittelt wurde, insbesondere jedoch inzwischen mehr als drei Jahre nach Erlassung des

Bescheides des Bundesasylamtes vom Beschwerdeführer Dokumente zur Bestätigung seiner wahren Identität und

Staatsangehörigkeit vorgelegt wurden, sodass eine weitere Vernehmung des Beschwerdeführers notwendig ist, im

Rahmen derer das Ermittlungsergebnis - wie im obigen Absatz angeführt - vorzuhalten ist, war der angefochtene

Bescheid zu beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an

das Bundesasylamt zurückzuverweisen.

 

Die neuen Angaben des Beschwerdeführers zu seiner Identität sind zwar erst im Rahmen des Beschwerdeverfahrens

hervorgekommen, sodass dem Bundesasylamt diesbezüglich freilich keine Versäumnisse zur Last gelegt werden

können, sie erfordern jedoch eine umfassende Ergänzung des maßgeblichen Sachverhaltes. Wenn diese

Sachverhaltsergänzungen nicht vom Bundesasylamt vorgenommen werden, so würde das diesbezügliche

Ermittlungsverfahren vor die Beschwerdeinstanz verlagert und somit der zweitinstanzliche Verfahrensgang

unterlaufen werden. Mit der Anwendung des § 66 Abs. 2 AVG hat der Asylgerichtshof jedoch im gegenständlichen Fall

die Möglichkeit, dem Abbau einer echten Zweitinstanzlichkeit des Verfahrens und der Aushöhlung seiner Funktion als

Kontrollinstanz entgegenzuwirken (vgl. VwGH vom 21.11.2002, Zl. 2000/20/0084 sowie Zl. 2002/20/0315).

 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Schlagworte

Kassation, mangelnde Sachverhaltsfeststellung, Parteiengehör, Sicherheitslage

Zuletzt aktualisiert am

20.11.2008

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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